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(Nr. 11220.) Geſetz über Stärkung des Deutſchtums in einigen Landesteilen (Beſitzfeſtigungs⸗ 
geſetzz. Vom 26. Juni 1912, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 5 
N 


Der Staatsregierung werden 100 Millionen Mark mit der Beſtimmung 
zur Verfügung geſtellt, zur Feſtigung und Stärkung des deutſchen ländlichen 
Beſitzſtandes in den national gefährdeten Teilen der Provinzen Oſtpreußen, 
Pommern, Schleſien und Schleswig⸗Holſtein 

1. ländliche Grundſtücke, und zwar bäuerliche und größere Güter, zu er⸗ 
werben und als Rentengüter im ganzen oder unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden auch ſtückweiſe gegen vollſtändige Schadloshaltung des Staates 
an deutſche Landwirte und Arbeiter zu veräußern, 

2. den Staat mit Stammeinlagen bei gemeinnützigen Geſellſchaften zu 
beteiligen, denen die Vermittlung bei der Bildung der Rentengüter 
und die Sicherung der Schadloshaltung des Staates (Nr. 1) über⸗ 
tragen wird. 

Welche Teile der in dem Abſ. 1 genannten Provinzen als national 

gefährdet anzuſehen ſind, wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Für größere Güter (Nr. 1) dürfen im ganzen nicht mehr als 25 Millionen, 

zu Stammeinlagen (Nr. 2) im ganzen nicht mehr als 5 Millionen Mark ver⸗ 
wendet werden. 


$ 2. 

Vor der Veräußerung der Grundſtücke (§ 1 Abſ. 1 Nr. 1) iſt ihre Be⸗ 
laſtung zu ordnen; außer der vom Erwerber zu übernehmenden feſten Geldrente 
für den Staat (F 1 Abſ. 1 Nr. 1), die nur mit Zuſtimmung beider Teile ab⸗ 
lösbar ſein ſoll, dürfen die Grundſtücke bei der Veräußerung in der Regel mit 

Geſeßſammlung 1912. (Nr. 11220.) 36 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1912. 


184. — 


feinen anderen Schulden als einem Landſchafts⸗ oder anderem Abtragdarlehn 
und einer Abtragrente des Staates belaſtet werden oder belaſtet ſein. 


9 
Die Erhaltung der Rentengüter in deutſchem Eigentum und Beſitz, ihr 
Fortbeſtand als ſelbſtändige Anweſen und die Wahrung ihrer Betriebsfähigkeit 
ſind durch ein Wiederkaufsrecht nach Artikel 29 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) zu 
ſichern. Der Eigentümer kann von den ihm auferlegten Beſchränkungen und 
Verpflichtungen nicht nach den $$ 3, 4 des Geſetzes über Rentengüter vom 
27. Juni 1890 Gſetzſamml. S. 209) durch richterliche Entſcheidung befreit 
werden. 
SA. 


Die Geltung des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und 
Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) wird auf die nach 
dieſem Geſetze gegründeten Rentengüter ausgedehnt. 


$5. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach $1 er⸗ 
forderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der 
Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben 
werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatz⸗ 
anweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuldver⸗ 
ſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzan⸗ 
weiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligkeitstermine 
zur Verfügung zu halten. 

Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 
Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatzan⸗ 
weiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung 
der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 Geſetzſamml. S. 43) 
und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, vom 3. Mai 1903 GGeſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 
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§ 6. 
Die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Ausführung dieſes 
Geſetzes ſind von Gerichtsgebühren und Stempelſteuer frei. 


ST 

Die Ausführung dieſes Geſetzes, namentlich die Verwaltung der nach § 1 
zur Verfügung geſtellten Geldmittel und die Ausübung des Wiederkaufsrechts 
($ 3), ordnen, unbeſchadet der Beſtimmung im $ 5, der Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten, der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern. 
Bei den Anordnungen zur Ausführung des § 4 wirkt der Juſtizminiſter mit. 

Dem Landtag iſt jährlich über die Ausführung dieſes Geſetzes Nechen- 
ſchaft zu geben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 26. Juni 1912. 


(. S. Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 


Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſeßes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. das am 6. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Bewäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft in Fambach im Kreiſe Herrſchaft Schmalkalden durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 24 S. 279, ausgegeben 
am 12. Juni 1912; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 14. April 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Hannoverſche Koloniſations- und Moor⸗ 
verwertungsgeſellſchaft m. b. H. in Osnabrück für die Herſtellung einer 
elektriſchen Überlandzentrale in den Kreiſen Lübbecke und Diepholz, durch 
die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Hannover Nr. 23 S. 161, ausgegeben 
am 7. Juni 1912, und 

der Königl. Regierung zu Minden Nr. 23 S. 160, ausgegeben am 
8. Juni 1912; 


N 


3. der Allerhöchſte Erlaß vom 22. April 1912, betreffend die Genehmigung 
von Abänderungen des Statuts der Neuen Pommerſchen Landſchaft für 
den Kleingrundbeſitz, durch die Amtsblätter e 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 24 S. 307, ausgegeben am 
14. Juni 1912, 

der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 24 S. 195, ausgegeben am 
13. Juni 1912, und 

der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 24 S. 136, ausgegeben 
am 13. Juni 1912; 8 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1912, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Stadtkreis Bonn, den Landkreis Bonn und 
den Kreis Sieg für die Anlage einer Kleinbahn von Beuel über Lim⸗ 
perich, Oberkaſſel und Oberdollendorf nach Königswinter, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 22 S. 161, ausgegeben am 
29. Mai 1912; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1912, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadt Cöln für die Errichtung von Kranken⸗ 
anſtalten bei Poll und zur Herſtellung eines Bahnanſchluſſes für dieſe 
Anſtalten an die Kleinbahn Cöln Porz ſowie einer Verbindungsſtraße 
nach dem Rhein, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln 
Nr. 23 S. 169, ausgegeben am 5. Juni 1912; 

6. das am 13. Mai 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
und Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Behlenhof in Behlenhof im Kreiſe 
Pr. Holland durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 24 S. 408, ausgegeben am 13. Juni 1912; 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Juni 1912, betreffend die Verleihung des 

Enteignungsrechts an den Kreis Mörs zur Erweiterung ſeiner Rheinwerft 
bei Orſoy und zur Errichtung gewerblicher Anlagen an derſelben, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 25 S. 271, 
ausgegeben am 22. Juni 1912. i 
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